
Planzeichnung Teil A 

Amtliche Planunterlage 

Gemeinde Albersdorf 

Es gilt die BauNVO 1990 

fur einen Bebauungsplan Kreis OJ/hmarschen 

Gemarkung Albersdorf Flur 9 Maßstab 1 .· 1000 

SATZUNG DER GEM>:INDE ALBERSDORF ÜBER DIE 8. i,NDERUNG DSS SF.BAUUNGGFL.,NES NR. 11 

FÜR DAS GEBIF.T "ZWISCHi;N SCDERSTRASSE UND M1:HLENSTRASSE, BEREICH N:'.R~Ll~H DSR STRASSE DIEKSKNÜLL" 

Aufgrund des ;) 10 des 9augesetzhuches in der Fassung vom 8. Dezember 1986 (BGB1.I.S.t225;.)_ , sowie nach§ 82 der Landesbauordnung vom ?4. Februar 1983 

( 86) . d h B hl ßf O • a· c · d t t 16',0J.1'1'/ 3 GVOBl.Schl.-H.S. wir nac es.c u assuni:z: uurc1• 1e ,eme1n ever re ung vom •••• r •.. - .... . - _. unrl nach ~urchführung des Anzeigeverfahrens beim L!lndrat 

des Kreises Dithmarschen folgende Satzu'"'g über d:!e 8. i~nderun12; '1es P.eh'iuungRpl:in"'R Nr. 11 für das r;PbiPt " zw1scheA Süderstraße und UühlenstrA.ße, Bereich 

nördlich der Straße Dieksknüll 11
, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A.) und dem 1'P.xt (Teil B), erlassen. 

Zeichenerklärung 

Festsetzungen 
Planzeichen ~rläuterung Rechtsgrundlage 
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Text Teil B 

Nutzun~sbeschränkunp;~n 

1.1 Die nach§ ti Abs. ~ Nr. 4 und 5 RA.uNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungearten 
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sind c'li t .Schreiben vom .t~cf-.J~.1'1~.? -zur Ab~ahe Piner 
Stellungnahme aufn:efordert worden.-_ 
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Grenze des räumlichen Geltun~shereiches der Bebnuungsplanänderung 
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allgemeines ~ohn~ebiet 

Zahl der Vollp;eschoi=rne ( I) als ffochsti;:i;renze 

Grundflijchenz~hl 

offene 9nuwe; se 

Nur -='i nzel- un:4 i)oppelhäuser zulfissi g 

Darstellung ohne Normcharkter 
vorhn.ndene Plurstücksp;renze 

Flurntücksnumm~r 

wegfallende Flurstucksgrenze 

S) 9er Lntwurf der Än ~erung 1es ~Pb~uungsplqnPs , bestehend 
·rns der Planzeichnunp; (Teil,\.) und de~..,'l'..ext fTe.il 9), sowie ., a,-.:,, 
dj r' ·•s h· · a ,·t 1«-,02 1?:'fs b· ,1'(.ö .; . 1 , 9-., P e~rLln·1UTIR' 1.:1P,n l n .. er ,_je1 vom .-.-•. ,.. •.. • • . . 1 s zum ••••• .- . -. ••• 
wi.ihren-1 <fler Di en~tstunrlen nach ~ 3 ,\bs. :? B<iuGB öffentlich ausv~le'1'en. 
!)ie ~ffentli ehe 'lusll':'p;unp; ist mit dem 11 j nwei..s, <b.P. ~edenken und ilnregunµ::en 
w~hrend ner Auslegun~sfrjst von jederreann schriftlich oder 
zu Protol«:o-1.l_ ·""'"'-",,_ nrl gemacht werden können, in der Zeit vom . . U ~q 1~11~-1' 
bis zum „_f!~ ·{il l -.-:1. ..!~ .. <lurch Aushang _2;~ii.Qlich bP.kanntP:;emacht worden. 
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E) Der katac,termäß) ge "9estand am .....•.....•.•.. sowie die 
gPOmPtrischen Festle~ingen der neuen "tädtehaulichen t·lnnung 
·verdf>n alR rJ chtig bes~heinigt. 
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,_) · ')ie ";Pm„in·~r>vertrPtunp: hqt ,~je vorp;Phr.<lchten Bedenken 

unii .\nre~umrP.n sowie ~ j f! ~tE!,_l iu ri_gnah!)].P der Trägf>r 
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ÖffentlichPr :1f>lang;P 'lm -tl.6.~~3 ;J'7Cf3 , eprüft. 
Das '='rl-!:ebnii=, ist mi tgptei lt .vorden . .- ,..t . . 

Die ·-·nnerung des leh'luungsplanes , bestehe•l"'c:-.."!'ss Ae.r J:::lanzeichnung 
(Teil A.) und clem Text (T"!il 8), wurde am .-:T •• ~o .. ~, .-1_ct.9.~ .-von der 
GemeindevertrPtun~ als Satzung beschlossen. 
Die BeP:ri.mrlunr,; zum Hehauun_it.s; . 1P mit '9eschluß der 
Gemei nr1ev.-.rtretung vom -1~,C!f..1.1.9".3. • . gebillip;t. 
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~ 9 Ahs. 7 RauGR 

§ 9 Abs.1 Nr 1 Bau GB sowie 
~ 4 B-iuNVü 

§ 9 A.bs 1 Nr 1 B:-1urjß sowie 
:: 16 Abs. 2 u. 1? BauNVO 
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: g Abs. 1 Nr. ? 1auGB sowie ,. 
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'' ., 

~ 9 Abs. 1 Nr. 
?o ßauNVO . 

? ßauGB ~owie 

Die 1mderunp; des Bebauun~splanes ist nach 
am • . 1?~·.o.tr.-:1.,1..J •.• dem Landrat des KrPises 
worden. 

§ 11 Abs .1 Halbsatz 2 Bau GB 
Dithmarschen angezeigt 

Di h t ·t V r·· so.e o. ~ qq3 , . eser a m1 f"?r ugun'?; vom ...•.....••.•• 11.Z. f.,,.1,t~1: .·/C: /.o.o. : .. 
daß er kej ne Verletzumi; von Hechtsvorscr"lri ften ,ltend macht. 
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Die Durchführung des Anze:i p:everfahrens zur Anderung des Bebauungs­
planes sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über 

erklärt. 

den Inh'llt Auskunft zu Prhalten ist, sind vom .?9-A~-.-1/tt-f. 
bis zum • ß/t:-QQ„,Jc_l~I~ •.•• ortsüblich bekannt'2:emacht worden. In der 
Bekanntmachunp; ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahres- und 
Formvorschriften und von :.'.änfl.:eln '1er Abwägung sowie quf die Rechts­
folg~n (§?15 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen 
von Entschädip;ungsansprüch~n ( §44 BauGB) hingew .esen worden. Die 
Satzung ist mithin am .. ,o;>.-9f:··1 'l,1).in Kraft getr ten. 
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4. 

- GartenbaubetriebP,, 
- Tankstellen 

werden nicht zugelassen. 

;)ie nach 3 1+ Abs. 2 Nr. 1 BauNVO zulässigen ,Vohngebäude dürfen 

bei einem Einzelh~us nicht mehr 41s ~ Vohnungen, 
- bei einem Doppelhaus nicht r.iehr alA 4 ,Yohnungen 

haben. 

Gestl:lltun~ ~er baulichPn Anl~gen 

- Dachfo-m, 
- Dachnfl'1't;um:z;: 

AusnahmP,n: 
- -::>acheindecknnp;: 
- AußP.nwÄnde: 

Ausnahr.:1rn: 

Sattel-, ,Valm- oder Krüppelwalmi1A.ch 
;,5o bis 1i5° 
bis 60° bAi PinPm WB.lm 
Jachpfannen ln rot, braun odP.r anthrazit 
Verbl~ndm~uerwerk 
Verblendmauerwerk m•t Teilflächen in 
~nderen Materialjen. Das Verblendmauerwerk muß 
überwie~P.n. 

Gara~en, Nebengebäude und Anbnuten 

- !lach: 
Ausnahmen: 

- Außenwandgestdltung: 
Ausnahmen: 

wie die Hauptgebäude 
Flachdach oder genej~te Jächer bis 25 
wie die Hautgebäude 
- Nintergärten in Glasbauweise 
- Carports und Gartenhäuser in Bolz 

Höhen der baulichen Anlag!!}_ 

Höhenlage des ,rdgeschoßfußbodens (Sockelhöhe) 

Die Oberkante des Erdgeschoßfußbodens (Sockelhöhe im Rohbau) 14rf 
im Mittel L,6 m über OK der Geländeoberfläche im Bereich der überbau 
haren ~rundstücksfläche nicht überschreiten. 

Firsthöhe 

Die max. Firsthöhe d~rf 8, 50 m über OK Erdgeschoßfußboden nicht 
übPrschrei ten. 

Finfriedi~ll_!!g!.E, 

~infriedi~ungen an den öffentlichen Verkehrsflächen dürfen nicht 
aus geschlos~enen Mauern über ü,6 m Höhei!>raht oder großflächigen 
Tafeln am, Metall, Kunststoff, Holz oder Faserzement hergest"'ll t 
werden. ~ie max. Höhe darf 1,0 m über dem Gehweg der Straßen­
verkehrsfHiche nj cht überscbrei ten . 
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8.Änderung 
des Bebauungsplanes N r.11 
der Gemeinde Albersdorf 
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Für das Gebiet zwischen Süderstraße und Mühlenstraße , 
Bereich nörd lieh der Straße Dieksknüll 

.. 
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BEGRÜNDUNG 

zur 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 der Gemeinde Albersdorf 
für das Gebiet "zwischen Süderstraße und Mühlenstraße; Bereich 

nördlich der Straße Dieksknüll" · 

1 • Allgemeines 

2. 

Der Bebauungsplan Nr. 11 der Gemeinde Albersdorf erlangte im 
·Jahre 1975 Rechtskraft. zwischenzeitlich ist das Baugebiet 
durch eine Reihe.von Änderungen der neuen städtebaulichen 
Entwicklung angepaßt worden. 

Das Baugebiet des Bebauungsplanes umfaßt eine Gesamtfläche von 
rund 20 ha und liegt im südlichen Anschluß an den bebauten 
Ortskern von Albersdorf, westlich der Bundesstraße 204 
(B 204). 

Der Bebauungsplan einschließlich der rechtsverbindlichen 
Änderungen sehen Festsetzungen für Baugrundstücke in Misch-und 
al1gemeinen Wohngebieten vor. 

Das Baugebiet ist bis auf wenige Grundstücke im südlichen 
Bereich des Bebauungsplanes und im vorliegenden Planänderungs­
bereich entsprechend den Festsetzungen mit ein- und teilweise 
zweigeschossigen Bauten in überwiegend offener Bauweise 
bebaut. 

Die Erschließungsanlagen - Ausba~ der Straßen und Wege - sowie 
die Ver- und Entsorgungsanlagen sind hergestellt. 

Der vorliegende Planänderungsbereich liegt innerhalb des zur 
3. Änderung des Bebauungsplanes festgesetzten allgemeinen 
Wohngebietes. 

Notwendigkeit der Erschließung 

Nach dem rechtskräftigen Bebauunsplan - 3. Änderung - sind im 
vorliegenden Änderungsbereich Festsetzungen für eingeschossige 
Wohnhäuser mit Flachdach in einem allgemeinen Wohngebiet 
vorgesehen. . 

Die bisherige iealisierung des Bebauungsplanes hat gezeigt, 
daß die im Änderungsbereich liegenden Grundstücke nur schwer 
verkäuflich sind, weil der Bebauungspl~n für diesen Bereic~ 
nur eine "Flachdachbebauung" z.uläßt. Aufgrund einer nunmehr 
vorliegenden Anfrage .eines Bauwilligen zur Errichtung eines 
Wohnhauses mit Dachausbau (geneigtes Dach), beabsichtigt· die 
Gemeinde, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur ·Errich­
tung von Wohnhäusern mit geneigten Dächern zu schaffen. 



' \ 

-2-

Durch die Änderung der Dachform von Flachdach auf "Steildach" 
bis 45q Dachneigung mit der Möglichkeit des Dachausbaues, 
werden auf den Nachbargrundstücken keine wesentlichen Beein-. 
trächtigungen erwartet. Bei der relativ aufgelockerten "Einfa­
milienhausbebauung" wird nicht davon ausgegangen, daß unzumut­
bare Sichtbehinderungen oder Schattenbildung auf den Nachbar­
grundstücken auftr~ten werden. Zur Vermeidung einer Beein­
trächtigung auf den Nachbargrundstücken werden insbesondere 
die Dachn~igung und die Firsthöhe begrenzt. 

Die Änderung der Dachform hat zur Folge, daß durch die nach 
den Festsetzungen zulässigen Dachausbauten eine geringfügige 
Erhöhung der Geschoßflächen eintreten kann. Die Erhaltung der 
aufgelockerten "Einfamilienhausbebauung" wird durch das fest­
gesetzte Maß der baulichen Nut~ung - Grundflächenzahl (GRZ) · 
und die Höhe der baulichen Anlagen (Firsthöhe) in Verbindung 
mit der Dachneigung - gewahrt. AÜf eine Festsetzung der 
Geschoßflächenzahl (GFZ) wird verzichtet. Das Maß der 
baulichen Nutzung wird durch di~ getroffenen Festsetzungen 
ausreichend bestimmt. Zur Erhaltung der aufgelockerten Wohn­
bebauung und zur individuellen Bebauung der Grundstücke und 
Gestaltung der Gebäude sind weiterhin nachfolgende Festsetzun­
gen vorgesehen: 

- Die zulässigen Wohngebäude werden nur als Einzel- und 
Doppelhäuser zugelassen, 

- Die zulässigen Wohngebäude.dürfen nicht mehr als 3 
Wohnungen, bei Doppelhäusern 2 Wohnungen je Doppelhaushälfte 
haben. 

Neben den vorgenannten Festsetzungen werden zusätzlich gering­
fügige Änderungen hinsichtlich der Gestaltung der Gebäude· 
vorgesehen. 

Nach den textlichen Festsetzungen sind weiterhin die nach§ 4 
Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungs­
arten 

- Gartenbaubetriebe, 
Tankstellen 

nicht zugelassen. Von diesen Betrieben und Anlagen werden 
Beeinträchtigungen durch Immissionen .innerhalb des Wohngebie­
tes erwartet, .wie z.B. Lärmbelästigungen durch zusätzlichen 
Kfz-Verkehr oder Störungen durch Lärm oder Gerüche durch die 
Betriebe selbst. · 

3. Eigentumsverhältnisse 

Die gesamte Fläche des Planänderungsbereiches befindet sich im 
Eigentum der Schleswig-Holsteinischen Landgesellschaft mbH in 
Kiel. 
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Bei den Bodenverkehrsgenehmigungen ist zur Auflage zu machen, 
daß sich die Verkäufer und Käufer von Baugelände den Festset­
zungen des Bebauungsplanes unterwerfen. 

4. Maßnahmen für die Ordnung des Grund und Bodens 

Soweit die vorhandenen Grenzen eine Bebauung nach dem 
vorliegenden Bebauungsplan nicht zulassen, werden bodenordnen­
de Maßnahmen nach§§ 45 ff BauGB, bei Grenzregelungen das 
Verfahren nach§§ 80 ff BauGB erforderlich. Diese Maßnahmen 
und Verfahren sollen jedoch nur dann durchgeführt werden, wenn 
sie nicht oder nicht rechtzeitig im Wege freier Vereinbarungen 
erreicht werden können. 

Da keine privaten Flächen für öffentliche Zwecke in Anspruch 
genommen ~erden müssen, werden keine Verfahren nach§§ 85 ff 
BauGB erforderlich. 

5. Ver- und Entsorgungseinrichtungen 

Die vorgesehene Ver- und Entsorgung des Gesamtgebietes der 3. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 wird auch weiterhin für 
den vorliegenden Änderungsbereich vorgesehen. 

Die Ver- und Entsorgung des Baugebietes ist durch die vorhan­
denen Anlagen sichergestellt. 

6. Erschließung der Baugrundstücke 

Die Baugrundstücke innerhalb des Planänderungsbereiches werden 
über die angrenzende Erschließungsstraße Dieksknüll 
erschlossen. . 
Die Erschließungsanlagen s ind hergestellt. 

7. Ruhender Verkehr 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes werden keine 
zusätzliche n Stellplätze nach§ 48 LBO Schleswig-Holstein und 
öffentliche Parkplätze erforderlich. Die notwendigen privaten 
Stellplätze sind auf den privaten Grundstücken selbst herzu­
stellen. 

8. Kosten 

Aus der 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 entstehen der 
Geme inde keine zusätzlichen Erschließungskosten. 

Albersdorf, den /{ 6 d?. 1112_ 
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